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Die Rückkehr der Vergangenheit:
Bürgerkrieg und Diktatur im öffentlichen Meinungsstreit

1. Der spanische Schlussstrich: zwischen Am nestie und Am nesie

Als sich nach dem Tod von General Francisco Franco im Herbst 1975 der Weg für 
eine Rückkehr zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit öffnete, stellte sich, wie in 
vielen demokratischen Transitionsprozessen, auch in Spanien die Frage nach dem 
Umgang mit dem Erbe von 40 Jahren Diktatur. Die heikelste Erblast des Regimes 
bestand dabei in der Erinnerung an die politische Gewalt und ihre Opfer während 
des Krieges und der unmittelbaren Nachkriegszeit. Der Bürgerkrieg selbst hatte 
mindestens 150.000 Tote gefordert. Politischen Repressionen waren in der republi­
kanischen Zone nach jüngeren Erkenntnissen zwischen 35.000 und 50.000 Perso­
nen, in der sogenannten “nationalen” Zone mindestens 150.000 Menschen zum 
Opfer gefallen. Darüber hinaus hatten schätzungsweise zwischen 200.000 und
400.000 Menschen als Zwangsarbeiter über viele Jahre hinaus in Arbeitsbataillonen 
und Straflagern der Franco-Diktatur gelitten, und fast eine weitere halbe Million 
Personen war nach dem militärischen Zusammenbruch der Republik ins europäi­
sche oder überseeische Exil geflüchtet. Viele Opfer von politischen Säuberungen 
waren zudem überall im Land in anonymen Massengräbern verscharrt worden und 
gelten -  zumindest was die Seite der Kriegsverlierer betrifft -  oft bis heute als “Ver­
schwundene” des Krieges.1

Eine für den Augenblick des demokratischen Übergangs tragfähige Neutralisie­
rung dieser gewaltigen Erblast erbrachte bekanntlich die Generalamnestie von 1977, 
die auf dem Willen aller Parteien zu einem grundlegenden Neuanfang ohne histori­
sche Belastungen beruhte. Das Gesetz amnestierte nicht nur die politischen Gefan­
genen des Regimes, sondem garantierte den Gewalttätern beider Lager, darunter 
auch den Sicherheitskräften des Regimes, Straflosigkeit. Darüber hinaus begründe­
te die Verabschiedung des Gesetzes eine implizite Abmachung zwischen den politi­
schen Eliten, die jüngste Geschichte ebenso wie die heikle Frage nach Schuld und 
Verantwortung von der tagespolitischen Debatte auszuklammem. Dabei hatten 
wiederholte Schuldeingeständnisse historischer Protagonisten auf beiden Seiten 
schon lange zuvor das Bewusstsein einer Kollektivschuld erzeugt, die ihrerseits zu

1 Z u r  Q u a n tif iz ie ru n g  d e r  O p fe r  p o li t is c h e r  G e w a lt  in  d e n  3 0 e r  u n d  4 0 e r  J a h re n  v g l. J u l iá  2 0 0 6 .
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einer wichtigen Voraussetzung für den gesamten demokratischen Übergangsprozess 
wurde.

Bilanziert man diesen vergangenheitspolitischen Schlussstrich im Licht der Bür­
gerkriegskategorien, so wird rasch klar, dass die Verliererseite einen deutlich höhe­
ren Preis für die Wiedergewinnung der Demokratie zu zahlen hatte. Zur Niederlage 
im Krieg und der ungleich größeren Repression gegen die Verlierer gesellte sich die 
politische und sozialökonomische Diskriminierung der Diktatur, die erst durch den 
Wirtschaftsboom der 60er Jahre und die damit einhergehende Verbesserung der 
Lebensbedingungen gemildert wurde. Moralische und materielle Wiedergutma­
chung für das erlittene Unrecht ließ dagegen auch nach dem Tod des Diktators lan­
ge auf sich warten. So kamen selbst unter den seit 1982 regierenden Sozialisten, die 
im Bürgerkrieg klar auf der Verliererseite gestanden hatten, nur wenige Opfergrup­
pen in den Genuss von Reparationsleistungen. Stattdessen erklärte der sozialistische 
Regierungschef Felipe González anlässlich des 50. Jahrestages des Kriegsausbruchs 
im Jahre 1986, dass der Bürgerkrieg “kein Ereignis [ist], dessen man gedenken soll­
te, auch wenn er für die, die ihn erlebten und erlitten, eine entscheidende Episode in 
ihrem Leben darstellte”2.

Das offizielle Desinteresse an individuellen Schicksalen und Leiderfahrungen 
wurde in gewisser Weise kompensiert durch die Präsenz der Fachhistorie, die seit 
den 70er Jahren Bedingungen und Ursachen des Bürgerkriegs in allen Einzelheiten 
erforscht und in einer Fülle neuer Publikationen dargelegt hatte. Eine Brücke zu den 
historischen Protagonisten selbst herzustellen, vermochten die Historiker -  etwa im 
Sinne der oral history -  in der Regel jedoch nicht. Andererseits fanden sich kaum 
Indizien dafür, dass durch die offizielle Ausgrenzung der Vergangenheit gesell­
schaftliche Erinnerungsansprüche übergangen worden wären. Zwar hatten kurz 
nach der Inkraftsetzung der neuen Verfassung von 1978 in Dörfern und Kleinstädten 
der spanischen Provinz Opferangehörige mit der Exhumierung von anonymen Grä­
bern und dem Bau von individuellen Denkmälern begonnen. Die breitere Öffent­
lichkeit sollte in diesen politisch bewegten Jahren von derartigen Aktivitäten jedoch 
kaum Notiz nehmen. Mit dem Putschversuch von Oberst Antonio Tejero am 23. 
Februar 1981 kam diese Bewegung dann außerdem zu einem abmpten Ende, und 
fortan sollte das kommunikative Gedächtnis der Kriegsverlierer gänzlich schwei­
gen.

2 Z itie r t  n a c h  B e m e c k e r  (1 9 8 8 : 18f.).



Die Rückkehr der Vergangenheit 111

2. Akteure der Erinnerung: Bürgerinitiativen, M edien und Politik

Seit Ende der 90er Jahre, d.h. überraschenderweise gerade in dem Moment des defi­
nitiven Aussterbens der Zeitzeugengeneration, zeichnet sich in Spanien ein grundle­
gender Wandel der öffentlichen Erinnerungskultur ab. Im Jahr 2000 gründete der 
Lokaljoumalist Emilio Silva in der zentralspanischen Region Kastilien-León eine 
Bürgerinitiative zur “Rückgewinnung der historischen Erinnerung” (Asociación 
para la Recuperación de la Memoria Histórica, ARMH) und exhumierte in der leo- 
nesischen Ortschaft Priaranza del Bierzo ein anonymes Massengrab, in dem sich 
neben 12 weiteren Skeletten auch die sterblichen Überreste seines im Bürgerkrieg 
ermordeten Großvaters befanden. Die Exhumierungen von León hatten für das gan­
ze Land eine überraschende Signalwirkung: 25 Jahre nach dem Tod des Diktators 
rückte plötzlich die Frage nach den desaparecidos, den Verschwundenen des Krie­
ges, ins öffentliche Bewusstsein. Wie selbstverständlich wurde eines der düstersten 
Kapitel der Zeitgeschichte aufgeschlagen, namentlich jenes der teils spontanen, teils 
systematischen Gewaltexzesse und Hinrichtungen, die zu Kriegsbeginn und danach 
auf beiden Seiten der Front durch Städte und Dörfer fegten. Ein jahrelang verborge­
nes Wissen um die in Straßengräben sowie auf Äckern und Feldern verscharrten 
Opfer der franquistischen Gewalt brach sich Bahn, und rasch machte die Zahl von 
mindestens 30.000 nicht identifizierten Toten die Runde.

Von León ausgehend, breitete sich die Bewegung mittels zahlreicher lokaler 
Initiativen über das ganze Land aus. So zählt die ARMH von Emilio Silva mittler­
weile neun regionale Arbeitsgruppen. Wenig später gründeten Aktivisten, die dem 
Linksbündnis {Izquierda Unida) nahestanden, das “Erinnerungsforam” {Foropor la 
Memoria), das neben anderen Aktivitäten vor allem mit dem Betrieb einer perma­
nent aktualisierten Nachrichtenseite im Internet für die Bewegung insgesamt einen 
wertvollen Kommunikationsdienst leistet. Darüber hinaus ist in den vergangenen 
Jahren eine kaum mehr überschaubare Anzahl weiterer, lokal oder regional veran­
kerter Vereine und Bürgerinitiativen auf den Plan getreten, die — zumeist über das 
Internet vermittelt -  die Interessen von Opfern und Angehörigen vertreten und sich 
an der Suche nach den Verschwundenen beteiligen.3

Begleitet wurde diese zivilgesellschaftliche Mobilisierung von einem rasch 
wachsenden Interesse der Öffentlichkeit. Die Massenmedien etwa berichteten bald 
nicht mehr nur über die Aktivitäten der Bürgerinitiativen, sondem gingen dazu über,

3 A le x a n d re  F ro id e v a u x  (2 0 0 7 )  w e is t  d a r a u f h i n ,  d a s s  a u c h  v o r  d e m  d u rc h  d ie  A R M H  au s g e lö s te n  
B o o m  b e re i ts  G e s c h ic h ts v e re in e  u n d  B ü rg e r in it ia tiv e n  e x is t ie r te n , d ie  b is  z u r  J a h r ta u s e n d w e n d e  v o n  

e in e r  b re i te re n  Ö ffe n tl ic h k e i t  je d o c h  k a u m  b e a c h te t w o rd e n  w are n .
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selbst Reportagen und Dokumentarfilme zu Bürgerkrieg und Franquismus zu produ­
zieren. Eine geradezu modische Begeisterung entfaltete sich darüber hinaus in der 
Geschichtswissenschaft, wo man den inhaltlichen Fokus um all jene Bereiche der 
Zeitgeschichte erweiterte, die bis dahin nur geringe Aufmerksamkeit erhalten hatten. 
Eine wahre Flut von Neuerscheinungen zur ffanquistischen Repression in allen Tei­
len Spaniens sowie zum Schicksal von Milizionärinnen, Homosexuellen, Guerilla- 
kämpfem, Zwangsarbeitem und Exilanten überschwemmt so seit Ende der 90er Jah­
re den spanischen Buchmarkt. Und parallel dazu haben bereits zahllose Ausstellun­
gen, Fachtagungen und Kongresse unterschiedlichster Urheberschaft ebenfalls dazu 
beigetragen, die Geschichte von Republik, Bürgerkrieg und Repression in einer nie 
zuvor gesehenen Weise in die Öffentlichkeit zu tragen. Zwar kann dabei nicht jeder 
Beitrag innovativen Charakter beanspruchen; außer Frage steht aber, dass sich das 
Wissen bezüglich der franquistischen Repressionspolitik sowohl hinsichtlich ihrer 
Methoden als auch mit Blick auf ihren Umfang in den letzten Jahren substantiell 
erweitert und präzisiert hat.

Den eigentlichen Kern dieser neuen “Erinnerungsbewegung” aber bilden weiter­
hin die Bürgerinitiativen, die ihrerseits eine große Heterogenität aufweisen. Sergio 
Gálvez Biesca (2006) hat daher Ende 2005 versucht, die zu diesem Zeitpunkt mnd 
170 registrierten Gruppierungen nach Art, Zielsetzung und geographischer Veror- 
tung zu ordnen. Gálvez unterscheidet vier verschiedene Arten von Erinnerungs­
gruppen: allgemeine Initiativen mit landesweiter Ausstrahlung wie die ARMH oder 
das Foro por la Memoria; Initiativen bestimmter Opfergruppen (politische Gefan­
gene, Widerstandskämpfer etc.); Vereine, die sich, wie die Asociación de los Pozos 
de Caudé, um den Erhalt bestimmter Erinnerungsorte kümmern; sowie Geschichts­
vereine, die auf lokaler, regionaler oder nationaler Ebene zur Dokumentation der 
jüngsten Vergangenheit arbeiten. Auffällig ist dabei, dass die geographische Vertei­
lung all dieser Initiativen höchst ungleichmäßig ist. So findet sich die Mehrzahl der 
Verbände in den drei Autonomen Gemeinschaften Madrid, Katalonien und Andalu­
sien, während in Kantabrien, Navarra, der Extremadura, den beiden Kastilien und 
auf den Balearen- und Kanareninseln sehr geringe zivilgesellschaftliche Aktivitäten 
zu verzeichnen waren. Im Mittelfeld rangieren Autonome Gemeinschaften wie Gali­
cien, Asturien, das Baskenland und Valencia. Die Ursachen für diese regionalen 
Disparitäten sind vielfältig und reichen von sozialstrukturellen Umständen wie etwa 
der generell größeren Dynamik der Zivilgesellschaft in Katalonien bis hin zu den 
unterschiedlichen Betroffenheiten der einzelnen Regionen von Krieg und Repres­
sion.

Was die Beziehungen der einzelnen Verbände zueinander betrifft, so sind hier 
insbesondere unter den landesweit operierenden Gruppierungen sehr rasch beträcht-
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liehe Gegensätze zutage getreten, die einer koordinierten Zusammenarbeit oder gar 
der Gründung eines gemeinsamen Dachverbandes bislang im Wege standen. Als 
Rivalen betrachten sich insbesondere das Foro por la Memoria und die ARMH, die 
als Pionierverband der Bewegung mehr offen als versteckt eine Führungsrolle 
anstrebt. Die Rivalität ist vor allem aber inhaltlich begründet und offenbart zwei 
grundverschiedene Konzepte von dem, was besonders mit Blick auf die Exhumie­
rung der “Verschwundenen” als Erinnerungsarbeit verstanden wird. Ihrer eigenen 
Herkunft entsprechend, betont die Gruppierung um Emilio Silva in erster Linie das 
Recht der Familienangehörigen auf Aufklärung und ist ansonsten um politische 
Neutralität bemüht. Das “Erinnerungsforum” dagegen entstand als vergangenheits­
politische Initiative aus dem Umkreis der Kommunistischen Partei und kämpft nach 
eigener Aussage nicht zuallererst für die Rechte der Angehörigen, sondem für die 
Erinnerung an das politische Erbe, das die Opfer der franquistischen Repression 
repräsentieren. Ob diese politische Instrumentalisierung der Vergangenheitsarbeit 
angemessen ist, mag dahingestellt bleiben. Durchaus begründet war allerdings die 
Kritik des Forums an der Arbeit der ARMH, insofern sie dieser mangelnde Syste­
matik nachweisen konnte (Pedreño 2004). So ließen insbesondere die ersten Exhu­
mierungen ein fachmännisches forensisches Protokoll vermissen, während man 
zugleich in der Regel auf eine gerichtliche Anzeige der Todesfälle verzichtete und so 
das historische Geschehen gleichsam “privatisierte”. Im Raum stand damit die 
Gefahr, dass wertvolle Daten zum Ausmaß der franquistischen Repression verloren 
gehen und die Vergangenheitsarbeit letztlich gar zur Verschleierung historischer 
Fakten beiträgt. Seither wird deshalb allenthalben die berechtigte Forderung erho­
ben, der Staat müsse die Exhumierung der “Verschwundenen” des Bürgerkriegs in 
seine Hände nehmen.

Der so plötzlich entstandene Erinnerungsboom wirft zweifellos Fragen auf. An 
erster Stelle rangiert dabei diejenige nach dem Startzeitpunkt der Bewegung rund 25 
Jahre nach dem Tod des Diktators. Anstelle einer eindeutigen Erklämng aber bleibt 
hier lediglich der Verweis auf verschiedene Faktoren, darunter vor allem die politi­
sche Großwetterlage zur Jahrtausendwende, die das Entstehen der Erinnerungsbe­
wegung begünstigt zu haben scheint. Denn die landesweite Ausbreitung der Bewe­
gung fiel zusammen mit der zweiten Legislaturperiode der konservativen Volkspar­
tei (Partido Popular, PP) unter José Maria Aznar, der im Jahr 2000 eine absolute 
Mehrheit gewonnen hatte. Für die von der Wahlschlappe gedemütigten Opposi­
tionsparteien bot die Erinnerungsbewegung einen willkommenen Anknüpfungs­
punkt, um wieder in die Offensive zu gehen. Nachdem man sich in der spanischen 
Politik mehr als 20 Jahre vor jedem Hinweis auf die jüngere Geschichte gescheut 
hatte, traten die Linksparteien nun plötzlich mit einer Reihe von parlamentarischen
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Initiativen hervor, die neben Reparationsmaßnahmen zugunsten der Opfer auch eine 
politische Verurteilung von Militärputsch und Diktatur forderten. Obgleich für den 
ausländischen Beobachter nur auf den zweiten Blick ersichtlich, entsprach diese 
Forderung im innerspanischen Diskurs genau genommen einer Abkehr von der einst 
allgemein akzeptierten Kollektivschuldthese. A uf Seiten des Partido Popular sperr­
te man sich zu diesem Zeitpunkt zwar noch nicht prinzipiell gegen eine Anerken­
nung der Diktaturopfer. Mit der einseitigen Verurteilung des Franquismus aber war 
für die Regierungspartei offenbar eine Grenze überschritten, weshalb sie alle weite­
ren Anträge der Opposition bis zum Ende der Legislaturperiode blockierte.

Von der parteipolitischen Unterstützung abgesehen, haben manche Autoren ver­
sucht, das gegenwärtige Interesse an einer kritischen Auseinandersetzung mit der 
Vergangenheit auf eine Veränderung in der Generationenstruktur der spanischen 
Gesellschaft zurückzuführen. Die Hypothese gründet auf der Beobachtung, dass als 
Protagonisten der Bürgerinitiativen oftmals Personen in Erscheinung treten, die der 
Altersgruppe der 30- bis 45-Jährigen angehören. Wie aber erklärt sich das 
geschichtspolitische Interesse bei den Enkeln der Bürgerkriegsgeneration, während 
bei der Generation ihrer Eltern in Umfragen immer wieder vor allem Indifferenz 
gegenüber der Franco-Zeit festgestellt werden konnte? Für Julio Aróstegui (2006) 
ist der historische Erfahrungshorizont der jeweiligen Altersgruppe von entscheiden­
der Bedeutung. Für die Kinder der Kriegsgeneration, die die Folgen des Bürger­
kriegs zu tragen hatten, wurde die friedliche Überwindung des Franquismus zu einer 
zentralen Lebensfrage, weshalb Versöhnungs- und Konsensbereitschaft in dieser 
Altersgruppe besonders ausgeprägt waren. Die Sozialisierung der Enkelgeneration 
erfolgte dagegen während des demokratischen Übergangs und in den ersten Jahren 
der jungen Demokratie -  einer Zeit, die durch die bewusste Tabuisierung der Ver­
gangenheit geprägt war. Zwar mag es unzählige Gegenbeispiele geben. Als generel­
le Tendenz aber scheint festzustehen, dass die politischen Grundeinstellungen der 
Transition mit dem allmählichen Rückzug der Nachkriegsgeneration aus dem 
öffentlichen Leben seit Beginn der 90er Jahre ebenfalls verschwanden. Und an ihre 
Stelle trat nicht nur eine neue Polarisierung der politischen Konzepte und Ideen, 
sondern vor allem auch die kritische Hinterfragung des politischen Erbes der voran­
gegangenen Generation und somit auch der Transition und ihrer Ergebnisse.

Der Einfluss dieses Generationenfaktors ist durchaus greifbar und spiegelt sich 
letztlich auf beiden Seiten des politischen Spektrums. So wurde etwa der Wahlsieg 
der konservativen Volkspartei im Jahr 1996 von einer besonders großen Anzahl rela­
tiv junger Parteianhänger euphorisch begleitet, und bis heute trägt der mit 70.000 
Anhängern mitgliederstarke Jugendverband der Partei, Nuevas Generaciones, einen
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neuen Stolz auf konservative Positionen und nationalistische Bekenntnisse zur 
Schau, der in den 70er und 80er Jahren nur selten zu finden war. A uf der anderen 
Seite des politischen Spektrums scheint seit der Jahrtausendwende dagegen die kri­
tische Auseinandersetzung mit der Geschichte ebenso wie mit deren Tabuisierung 
seit 1975 zu einer Art Generationenidentität geworden zu sein (Aróstegui 2006; 
Ledesma / Rodrigo 2006).

3. Die Vergangenheitspolitik in der politischen Arena

Trotz der rasant gewachsenen Aufmerksamkeit gegenüber den Opfern des Fran- 
quismus waren die Aussichten auf Unterstützung durch die Politik am Vorabend der 
Parlamentswahlen von 2004 sehr gering. Die Umfragen prognostizierten einen klaren 
Wahlsieg der Volkspartei, die ihrerseits jede kritische Auseinandersetzung mit der Ver­
gangenheit ablehnte. Bekanntlich waren es dann aber die islamistischen Terroran­
schläge auf mehrere Madrider Vorortzüge drei Tage vor den Wahlen, in deren Folge 
die Sozialisten unverhofft den Sieg davontragen konnten.4 Und der neue Regierungs­
chef José Luis Rodríguez Zapatero, dessen Großvater als Republikaner ebenfalls den 
aufständischen Militärs zum Opfer gefallen war, beeilte sich gleich darauf, institutio­
neile Unterstützung für die Bürgerinitiativen in Aussicht zu stellen. Im September 
erhielt sodann eine “Interministerielle Kommission” den Auftrag, “die Situation der 
Opfer des Bürgerkriegs und des Franquismus” zu untersuchen und Maßnahmen für 
deren “moralische und juristische Rehabilitierung” vorzuschlagen.5

Die hierdurch geweckten Hoffnungen auf eine rasche Unterstützung der Bürger­
initiativen sollten jedoch schon bald enttäuscht werden. Dreimal ließ die Kommis­
sion unter Vorsitz der Vizeregierungschefin Maria Teresa Fernández de la Vega ihre 
eigene Terminvorgabe für die Präsentation eines Gesetzentwurfs verstreichen.6 
Dabei lag es offenbar nicht am Eifer der Kommission, sondern vielmehr an der 
Komplexität der Materie und der Vielzahl der zu berücksichtigenden Interessen. Bis 
Mitte April 2005 hatte die Kommission nach eigenen Angaben fast 700 Schreiben 
erhalten, die die unterschiedlichsten Wünsche von Verbänden und Institutionen aus

4  E n tg e g e n  a n d e rs la u te n d e n  In d iz ie n  h a t te  d ie  R e g ie ru n g  v e rs u c h t , d e r  b a s k is c h e n  T e rro ro rg a n is a tio n  
E T A  d ie  V e ra n tw o rtu n g  fü r  d a s  A tte n ta t  z u z u sc h ie b e n . B is z u m  V o rab en d  d e r  W ahl w u c h s e n  in  d e r  
B e v ö lk e ru n g  je d o c h  m a ss iv e  Z w e ife l an  d ie s e r  In te rp re ta tio n . E in e  W e lle  d es  P ro te s ts  g e g e n  d ie  ir re ­
fü h re n d e  In fo rm a tio n s p o li t ik  d e r  R e g ie ru n g  fo rm ie r te  s ic h  u n d  fü h r te  sc h lie ß lic h  z u r  A b w a h l d es  

Partido Popular.

5 El País v o m  11 .9 .2 0 0 4 .

6 U rsp rü n g lich  w a r  g ep lan t, n o ch  v o r  d em  S o m m e r 2005  d ie  K o m m iss io n se rg e b n is se  zu  v e rö ffe n tlic h e n  

(E lPaís vom  16 .3 .2005 ).
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dem ganzen Land dokumentierten. Mit dieser Vorschlagsflut und der erklärten 
Absicht der Regierung, die Gesamtheit der so vielfältigen Opferschicksale aus vier 
Dekaden Geschichte zu berücksichtigen, waren die Ansprüche an das geplante 
Gesetzesprojekt jedoch fast ins Unermessliche gewachsen.

Aus Sicht der Bürgerinitiativen stand ganz oben auf der Wunschliste die finan­
zielle Beteiligung des Staates an der Exhumierung der schätzungsweise 30.000 in 
anonymen Massengräbern vermuteten Opfer der franquistischen Repression. Eben­
so wichtig und -  angesichts des hohen Alters vieler Betroffener -  dringlich erschien 
eine endgültige Regelung von Entschädigungs- und Pensionsansprüchen zugunsten 
der verschiedenen Opfergruppen. Zwar war hier im Sinne der Versöhnungspolitik 
von staatlicher Seite schon zuvor einiges unternommen worden. Opfergruppen 
beklagten aber die relativ geringen Leistungen sowie zahlreiche Lücken in der 
Gesetzgebung.7 Ebenso lückenhaft war die Gesetzgebung zur Rückerstattung von 
durch das Franco-Regime beschlagnahmtem Privateigentum, insofern diese ledig­
lich die Ansprüche von Parteien und Gewerkschaften, nicht aber die von Privatper­
sonen und anderweitigen Institutionen berücksichtigte. Völlig ohne gesetzliche 
Anerkennung blieb zudem das Schicksal von Folteropfem sowie von den bis zu
400.000 geschätzten Zwangsarbeiten!, deren Arbeitskraft in verschiedenen staat­
lichen Infrastrukturprojekten sowie von privaten Bauuntemehmen ausgebeutet 
worden war.s A uf Anerkennung als Opfer des Franquismus warteten aber auch die 
Exilanten, und schließlich standen noch die Forderungen der maquis, jener anti- 
franquistischen Guerillakämpfer, im Raum, die den Status als reguläre Soldaten mit 
entsprechenden Pensionsleistungen beanspruchten.9

Zu den vielfältigen Reparationsansprüchen von Seiten der Betroffenen gesellten 
sich außerdem Forderungen technischer Art wie diejenige, die Stätten anonymer 
Massengräber möglichst unbürokratisch auch de iure in Friedhöfe umwandeln zu 
können. Von Angehörigen vielfach vorgetragen wurde des Weiteren die Forderung 
nach einer vollständigen Öffnung aller zivilen und Militärarchive, die Aufschluss 
über die franquistische Repression geben können. Und schließlich erhob die Bewe­

7 Im  F a ll v o n  p o li t is c h e n  H ä f tl in g e n  d es  F ra n q u is m u s  e tw a  h a t te  d ie  R e g ie ru n g  G o n z á le z  1990  e in  e n t­
sp re c h e n d e s  E n tsc h ä d ig u n g s g e s e tz  v e ra b s c h ie d e t ,  d a s  a l le rd in g s  n u r  d ie je n ig e n  b e rü c k s ic h tig te , d ie  
m in d e s te n s  d re i J a h re  in h a f tie r t  w a re n  u n d  z u m  Z e itp u n k t d e r  G e s e tz g e b u n g  e in  A lte r  v o n  m in d e s ­
te n s  65  J a h re n  e r re ic h t h a t te n . A u f  e in e  E m p fe h lu n g  d e s  O m b u d s m a n n e s  h in  b e g a n n e n  d a n n  se it 
1996 d ie  R e g ie ru n g e n  d e r  17 A u to n o m e n  G e m e in s c h a f te n , e ig e n e  R e g e lu n g e n  z u  v e ra b s c h ie d e n , d ie  
d ie  L ü c k e n  in  d e r  z e n tra ls ta a tl ic h e n  G e s e tz g e b u n g  m e h r  o d e r  m in d e r  g ro ß z ü g ig  au s fü llte n .

8 V g l. h ie rz u  EI País v o m  2 5 .1 0 . 2 0 0 2 .

9 Im  J u n i 2 0 0 5  b ra c h te n  d ie  k a ta la n is c h e n  u n d  b a s k is c h e n  N a tio n a lis te n p a r te ie n  e in e n  e n tsp re c h e n d e n  
G e s e tz e n tw u r f  e in . V g l. h ie rz u  Europa Press v o m  2 .6 .2 0 0 5 .



Die Rückkehr der Vergangenheit 117

gung Anspruch auf Mitsprache bei der Gestaltung und Vermittlung einer offiziellen 
Erinnerungskultur. Dabei reichten die Vorschläge von der Einrichtung offizieller 
Gedenkstätten für die Repressionsopfer über die Revision der Schulgeschichtsbü- 
cher bis hin zur Festlegung eines gesetzlichen Gedenktages für die Opfer des Fran- 
quismus und des antifranquistischen Widerstands.10

Politisch besonders heikel war der Forderungskatalog der Opfergruppen überall 
dort, wo er grundlegende juristische Fragen tangierte. Im Mittelpunkt standen hier 
die zahllosen, politisch motivierten Standgerichtsurteile aus Kriegs- und Nach­
kriegszeiten, die sogenannten juicios sumarisimos. Angehörige waren bereits mehr­
fach mit dem Versuch gescheitert, derartige Urteile zu revidieren, weshalb eine 
Annullierung per Gesetz als einziger Weg erschien. Aus Sicht von Menschenrechts­
organisationen wie Amnesty International und Equipo Nizkor aber durfte auch die 
Annullierung von Unrechtsurteilen nicht der letzte Schritt sein. Stattdessen erhoben 
sie Anspruch auf rückhaltlose Aufklärung aller Menschenrechtsverletzungen der 
franquistischen Diktatur -  eine Forderung, die der Aufkündigung des Amnestiege­
setzes von 1977 und der darin enthaltenen Straflosigkeit der Täter entsprach.11

Angesichts des Umfangs der Forderungen können die Verzögerungen kaum über­
raschen. Mit der vom spanischen Parlament im Juni beschlossenen Deklaration des 
Jahres 2006 zum “Jahr der Erinnerung” war ein Zurück jedoch nun auch aus Pres­
tigegründen nicht mehr möglich. Und tatsächlich sollte die Regierung nach fast zwei 
Jahren Kommissionsarbeit Ende Juli 2006, mithin dem letzten Sitzungstag vor der 
Sommerpause, einen entsprechenden Gesetzentwurf präsentieren. Timing und Inhalt 
zielten dabei offenkundig auf das Wohlwollen der konservativen Opposition.12 Denn 
anstelle einer expliziten Bewertung der franquistischen Diktatur enthielt die Präam­
bel des Entwurfs eine allgemeine Verurteilung von Gewalt als Mittel der Politik, und 
in gleicher Weise richtete sich der Gesetzestext nicht an eine bestimmte Opfergruppe, 
sondern an alle, die in der jüngeren spanischen Geschichte Opfer von politisch moti­
vierter Gewalt und Verfolgung geworden waren. Obgleich die eigentliche Zielgruppe 
weiterhin die Opfer des Franquismus blieben, versuchte die Regierung also, die 
Reparationspolitik eingedenk der Mitverantwortung der Linken am Kriegsausbruch

10 S o  e tw a  d a s  Foro por la Memoria in  e in e r  V e rla u tb a ru n g  v o m  2 8 .9 .2 0 0 4 , in : < h ttp :/ /  
w w w .n o d o 5 0 .o rg /fo ro p o r la m e m o ria />  (2 .4 .2 0 0 8 ) .

11 V g l. h ie rz u  E q u ip o  N iz k o r  2 0 0 4  u n d  A m n is tía  In te rn a c io n a l 2 0 0 5 . D ie s e r  F o rd e ru n g  sc h lo s s  s ich  
au c h  d a s  Foro por la Memoria an .

12 F ü r  d ie  P rä s e n ta tio n  d es  G e s e tz e n tw u rfs  h a t te  m a n  z u v o r  d re i s y m b o lisc h e  D a te n  -  d e n  75 . G rü n ­
d u n g s ta g  d e r  Z w e i te n  R e p u b lik  am  14. A p ril, d ie  D e k la ra tio n  d e s  J a h re s  2 0 0 6  z u m  “ J a h r  d e r  E r in n e ­
ru n g ”  a m  2 2 . J u n i u n d  d e n  J a h re s ta g  d es  K rie g s a u s b ru c h s  a m  18. J u li  -  v e rs tre ic h e n  la sse n : o f fe n ­
k u n d ig  in  d e r  A b s ic h t, m ö g l ic h s t w e n ig  A u fs e h e n  z u  e rreg e n .
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an die Versöhnungspolitik der Transition anzuschließen und auf jede einseitige 
Schuldzuweisung explizit zu verzichten.13

Wie sich bereits zuvor deutlich abgezeichnet hatte, sollten die Zugeständnisse an 
die Adresse der konservativen Opposition jedoch nicht belohnt werden. Stattdessen 
bezeichnete Manuel Rajoy, der Führer des Partido Popular, die Regierungspläne als 
“enormen Fehler” und w arf Zapatero vor, “alte Wunden aufzureißen” und die Ergeb­
nisse der Transition revidieren zu wollen. Weshalb aber sperrt sich die Volkspartei 
auch jetzt noch gegen jede Art der historischen Wiedergutmachung gegenüber den 
Verlierern? Und warum beharren ihre Führer auf der Weigerung, ein Regime zu ver­
urteilen, das nach allen Kriterien des internationalen Rechts als Unrechtsstaat gelten 
muss? Aus Sicht des Partido Popular ist offenbar nicht der Charakter des Regimes 
an sich, sondem die vermeintliche Unausweichlichkeit seiner Entstehung der ent­
scheidende Bezugspunkt. Zwar hat man sich mittlerweile von dem franquistischen 
Mythos der kommunistischen Verschwörung, die Spanien in den 30er Jahren angeb­
lich bedroht hatte, verabschiedet. Im Lichte der nachweislichen Radikalisierung von 
Teilen der Linken im Vorfeld des Bürgerkriegs erscheint der Militärputsch gegen die 
Zweite Republik jedoch für die Konservativen auch aus der Sicht des 21. Jahrhun­
derts als eine Art “kleineres Übel” und somit als legitim. Die historische Unterfütte­
rung hierzu liefert seit einigen Jahren eine neue pseudowissenschaftliche Publizistik 
mit tausendfachem Verbreitungserfolg, in deren Schriften der Ausbmch des Bürger­
kriegs regelmäßig vom 18. Juli 1936 auf den 6. Oktober 1934 vorverlegt wird. Die­
ses Datum markiert den Beginn eines revolutionären Generalstreiks, den die von 
ihrer gewerkschaftlichen Basis getriebene Sozialistische Partei aus Protest gegen die 
Regierungsbeteiligung einer ultrarechten Parteienallianz ausgemfen hatte und der 
mit Blick auf die Destabilisierung der Republik für die Linke in der Tat zum Sün­
denfall geworden war.14

A uf dieser Grundlage an der historischen Legitimität des Putsches festzuhalten, 
verdreht jedoch das Gewicht der beidseitigen Opfer- und Täterschaften und ver­
wischt zudem die Tatsache, dass die sogenannte Versöhnung erst nach knapp 40 Jah­
ren diktatorischer Herrschaft der Sieger zustande kam. Nur unter dieser Vorausset­
zung aber kann aus dem Anspmch auf Reparation und kritische Auseinandersetzung 
mit der Diktatur historischer “Revanchismus” werden. Und nur so ist es möglich, 
der sozialistischen Regierung die Spaltung des Landes vorzuwerfen, wie dies im 
Kommunalwahlkampf vom Mai 2007 Ex-Regierungschef José Maria Aznar auf 
einer Wahlkampfveranstaltung in der Provinz Zaragoza hat, als er sagte: “Zapatero

13 V g l. h ie rz u  C o n s e jo  d e  M in is tro s  2 0 0 6 .

14 V g l. h ie rz u  in s b e s o n d e re  M o a  2 0 0 4 .
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hat erreicht, dass die eine Hälfte Spaniens die andere Hälfte nicht mehr akzeptiert. 
Genau das politische Schema, das uns vor 70 Jahren zum schlimmsten Moment 
unserer Geschichte führte, will man nun wiederholen.”15 Die Anspielung auf den 
Bürgerkrieg war offenkundig, und dementsprechend wurde sie auch von den 
Medien interpretiert. Die kuriose Pointe der Affäre war indes, dass die sozialisten­
nahe Tageszeitung El País am folgenden Tag richtigstellen musste, dass Aznar den 
Begriff “Bürgerkrieg” nicht gebraucht habe.

Der unverhältnismäßig scharfe Ton des ehemaligen Regierungschefs im 
Umgang mit dem politischen Gegner war dabei keineswegs eine Entgleisung, son­
dern gehört seit der knappen Wahlniederlage des Partido Popular im März 2004 zur 
politischen Strategie der Parteispitze. Im Fadenkreuz dieser Frontalopposition stand 
-  neben der Vergangenheitspolitik und verschiedenen anderen Reformprojekten der 
Sozialisten -  die politische Bewältigung der islamistischen Terroranschläge von 
Madrid, die zumindest indirekt für den Wahlsieg Zapateros verantwortlich waren. 
Die Angriffe auf die sozialistische Regierung reichten hier von dem Vorwurf einer 
bewussten Instrumentalisierung der Anschläge bis hin zu dem Versuch, deren Urhe­
ber mit der baskischen Separatistenorganisation ETA in Verbindung zu bringen16, 
um so die auf eine Verhandlungslösung ausgerichtete Antiterrorpolitik der Regie­
rung Zapatero in Bezug auf das Baskenland zu diskreditieren. Ein wichtiger Hel­
fershelfer hierbei war der “Verband der Opfer des Terrorismus” (Asociación de Víc­
timas del Terrorismo, AVT), der als Vertreter von Opfern des ETA-Terrors und der 
Madrider Anschläge auf mehreren Großdemonstrationen gegen die Regierungspoli­
tik gleichsam als Lautsprecher des Partido Popular fungierte. Zwar hatte sich die 
deutlich größere Zahl der Opferangehörigen des 11. März ursprünglich anderen, 
eher sozialistennahen Verbänden angeschlossen. Mit ihrer klaren ideologischen Par­
teinahme auch weit jenseits der eigentlichen Verbandsinteressen und ihrer medialen 
Präsenz ist es der AVT unter ihrem scharfzüngigen Präsidenten jedoch gelungen, ein 
wichtiges Feld zu besetzen und gleichsam als asymmetrische Antwort auf die Opfer­
rhetorik der Erinnerungsbewegung das moralische Kapital der Opfer des Terro­
rismus für das konservative Lager zu aktivieren.

Abgesehen von der Konkurrenz des konservativen Opferdiskurses der AVT wird 
der moralische Anspruch der Erinnerungsbewegung auf derselben Ebene der Ver­
gangenheit noch durch einen weiteren Akteur in Frage gestellt: die katholische Kir­

15 V g l. El País v o m  2 4 .5 .2 0 0 7 .

16 Im  L a u fe  d e r  m e h r  a ls  z w e ijä h r ig e n  p o liz e i l ic h e n  U n te rs u c h u n g e n  h a b e n  s ic h  a lle  V e rd a c h tsm o m e n ­
te  in  d ie s e r  H in s ic h t a ls  h a ltlo s  e rw ie s e n . D e n n o c h  f in d e n  s ich  im  k o n s e rv a t iv e n  L a g e r  b is  z u m  h e u ­
tig e n  T ag  n a m h a f te  V e rfe c h te r  d ie s e r  T h e o rie .



120 Sören Brinkmann

che. In den letzten Jahren der franquistischen Diktatur hatte sich die Kirchenhierar­
chie mehrheitlich vom Regime distanziert und 1971 in einer aufsehenerregenden 
Erklärung mit Blick auf den berüchtigten Hirtenbrief der spanischen Bischöfe vom 
1. Juli 193717 Fehlverhalten im Bürgerkrieg eingeräumt und um Verzeihung gebeten. 
In einer pastoralen Stellungnahme zur “aktuellen Situation Spaniens” vom Novem­
ber 2006 diagnostizierten die Bischöfe nun jedoch mit Blick auf die Pläne der Regie­
rung eine Instrumentalisierung “der historischen Erinnerung in selektivem Geist”, 
die alte Wunden aufreiße. Zugleich fand im Herbst 2007 das Seligsprechungsver­
fahren für insgesamt 498 “Märtyrer des 20. Jahrhunderts” in einer großen Pilgerfahrt 
spanischer Katholiken nach Rom seinen Höhepunkt. Bei den Märtyrern handelt es 
sich fast ausnahmslos um Opfer der religiösen Verfolgungen aus der Zeit des Bür­
gerkriegs, deren Beatifikation allerdings in keinem Zusammenhang mit der aktuel­
len politischen Konjunktur in Spanien stehe, wie der Sprecher der spanischen 
Bischofskonferenz zuvor beteuerte.18

Zwar ist die Befürchtung, dass angesichts der aktuellen, von der Linken domi­
nierten Erinnerungskonjunktur die Opfer der revolutionären Gewalt in der republi­
kanischen Zone in Vergessenheit geraten könnten, nicht gänzlich unbegründet. Der 
Rückfall in “nationalkatholische” Terminologie und Symboliken unterstreicht ande­
rerseits jedoch nur die lang zuvor vollzogene ideologische Verhärtung des spani­
schen Katholizismus. Weitgehend unfähig zum gesellschaftlichen Dialog, flüchten 
sich Teile der Kirchenhierarchie in politischen Aktivismus, der seit der Regierungs- 
Übernahme der Sozialisten im Jahr 2004 vor allem darauf abzielt, die Frontalopposi­
tion des Partido Popular in zentralen gesellschaftspolitischen Feldern zu flankieren. 
Mit Blick auf die spanische Gesellschaft insgesamt ist jedoch festzuhalten, dass die 
Kirche seit der Transition dramatisch an Einfluss verloren hat und dass ihre Einmi­
schung in die Tagespolitik von einer großen Mehrheit der Bevölkerung keinesfalls 
goutiert wird. Darüber hinaus dürfte auch das provokante Auftreten des Partido 
Popular als Sachwalter des franquistischen Erbes in der spanischen Bevölkerung 
kaum auf mehrheitliche Zustimmung stoßen.

Zugleich haben Umfragen allerdings immer wieder gezeigt, dass in weiten Tei­
len der Bevölkerung ein breites Wohlwollen gegenüber der Franco-Diktatur 
herrscht, wodurch eine klare ethische Verurteilung erschwert wird. Für den öffent­
lichen Umgang mit der Vergangenheit hat dies beträchtliche Konsequenzen, inso­

17 M it d e m  H ir te n b r ie f  v o m  1. Ju li 1937  h a tte  d e r  s p a n is c h e  E p isk o p a t d ie  v o m  M ili tä r  e in  J a h r  z u v o r
b e g o n n e n e  E rh e b u n g  g e g e n  d ie  s p a n is c h e  R e p u b lik  a ls  K re u z z u g  g e g e n  d e n  K o m m u n ism u s  g e re c h t­
fe r tig t. N u r  z w e i B isc h ö fe  h a t te n  ih re  U n te rs c h r if t  v e rw e ig e r t.

18 Vgl. El País vom 27.4.2007.
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fern es der Volkspartei offenkundig erlaubt, gezielt das katholische und erzkonser­
vative Milieu anzusprechen, ohne dabei größere Sympathieverluste in der politi­
schen Mitte befurchten zu müssen. Die Motivation für den Partido Popular wiede­
rum entspringt vermutlich dessen Herkunft aus Teilen des franquistischen Esta­
blishments, die sich als eine Art soziologischer Kontinuität in den Führungszirkeln 
der Partei teilweise bis heute fortsetzt. Die Verurteilung des Franquismus als 
Unrechtsstaat dürfte daher den persönlichen und familiengeschichtlichen Identitäten 
vieler führender Vertreter des Partido Popular widersprechen. Darüber hinaus stün­
de eine derartige Positionierung im Widerspruch zu den wahlstrategischen Interes­
sen der Partei, insofern diese auch weiterhin daran interessiert sein dürfte, die erz­
konservativen Ränder des Wählerspektrums zu integrieren. Tatsache ist jedenfalls, 
dass seit der Transition keine der vielen rechtsextremen Splitterparteien, die in Spa­
nien existieren, auch nur in die Nähe einer parlamentarischen Repräsentation gelan­
gen konnte.

Während der Versuch der Sozialisten, die konservative Opposition für ihre ver­
gangenheitspolitische Initiative zu gewinnen, ins Leere lief, hatte sich auf der Linken 
bereits eine zweite Front gegen das Projekt geöffnet. Vertreter von Verbänden und 
Parteien kritisierten, dass die Kommission in einigen wichtigen Aspekten weit hinter 
den Forderungen von Bürgerinitiativen und Menschenrechtsgruppen zurückgeblie­
ben war. Die ebenso zentrale wie komplexe Frage einer gesetzlichen Annullierung 
aller militärischen Standgerichtsurteile des Regimes etwa wollte die Regierung mit 
der Schaffung eines Rehabilitierungsausschusses ohne juristische Kompetenzen 
umgehen. Kritisiert wurde außerdem, dass der Staat trotz der Ankündigung finanziel­
ler Hilfen und infrastruktureller Unterstützung die Exhumierung von anonymen Mas­
sengräbern weiterhin in der Verantwortung zivilgesellschaftlicher Akteure belassen 
wollte und dass er aus Furcht vor politischen Konflikten in den Gemeinden auf eine 
obligatorische Entfernung der letzten franquistischen Herrschaftszeichen aus dem 
öffentlichen Raum verzichtete.19 Für Amnesty International indes bestand die eigent­
liche Problematik darin, dass der Vorschlag der Regierung eine juristische und straf­
rechtliche Aufarbeitung der franquistischen Gewalt verhindere und so den Täter­
schutz des Amnestiegesetzes von 1977 fortschreibe, weshalb die Organisation den 
Entwurf als “Schlussstrichgesetz”, als Ley de Punto Final, denunzierte.20

19 Z u  d e n  K o m m e n ta re n  v o n  P a r te ie n  u n d  V erb ä n d e n  v g l. El País v o m  3 .8 .2 0 0 6 .

2 0  V g l. El Mundo v o m  1 6 .1 1 .2 0 0 6 . A ls  Ley de Punto Final w ird  fü r  g e w ö h n lic h  d as  u n te r  d e m  a rg e n ti­
n is c h e n  P rä s id e n te n  R aú l A lfo n s in  1986 b e s c h lo ss e n e  G e s e tz  ü b e r  d a s  E n d e  d e r  S tra fv e rfo lg u n g  
a l le r  a n  d e n  M e n s c h e n re c h ts v e r le tz u n g e n  d e r  M il i tä rd ik ta tu r  b e te il ig te n  S o ld a te n  u n d  O ff iz ie re  

b e z e ic h n e t.
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Trotz der geradezu utopischen Qualität, die die Forderung nach einer strafrecht­
lichen Aufarbeitung der Franco-Diktatur derzeit hat, schlossen sich einige Teile der 
Erinnerungsbewegung dieser Bewertung an. Pate stand dabei jedoch nicht immer 
die reine Verpflichtung auf die Menschenrechte. Abgesehen von denjenigen, die in 
der Vergangenheitsarbeit vor allem nach familiengeschichtlicher Aufklärung 
suchen, hat die Bewegung mittlerweile viele politische Aktivisten angezogen, die 
die günstige Konjunktur für anderweitige Ziele zu nutzen suchen. Anders als die 
Pionierorganisation von Emilio Silva hat etwa das Foro por la Memoria unter der 
Führung von José María Pedreño die Vergangenheitsarbeit stets ausdrücklich mit 
politischen Zielsetzungen verbunden. Fluchtpunkt all dessen ist der Frontalangriff 
auf die Transition, der von Linksintellektuellen wie Vicenç Navarro erst vor kurzem 
in die öffentliche Debatte getragen wurde (Navarro 2003). “Das Amnestiegesetz von 
1977 und alle nachfolgende Gesetzgebung, die auf ihrem Geist gründete’’, schreibt 
Pedreño, “verhindern in der Gegenwart die Weiterentwicklung zu einer fortschritt­
lichen Demokratie [...]” Daiüber hinaus glaubt der Präsident des Forums, “dass das 
spanische Königshaus hinter allem steht, was eine Untersuchung der Straffreiheit 
des franquistischen Regimes in unserem Land behindert” (Pedreño 2005).

Die Frage, was man sich unter einer “fortschrittlichen Demokratie” vorzustellen 
hat, beantwortet die seit einiger Zeit in weiten Teilen der Erinnerungsbewegung 
höchst populäre Verehrung für die Zweite Republik der 30er Jahre, die für viele 
längst zum idyllischen Gegenbild einer unbehaglichen Gegenwart geworden ist und 
so die messianische Forderung nach einer Dritten Republik nährt. Vorläufiger 
Höhepunkt dieser Begeisterung war der 75. Jahrestag der Proklamation der Zweiten 
Republik am 14. April 2006. Hatte die republikanische Geschichte wegen ihres fata­
len Endes und ihrer Untauglichkeit als Vorbild tür die postfranquistische Monarchie 
lange Zeit als Sperrzone der öffentlichen Erinnerung gegolten, so wurden ihr im 
April 2006 erstmals in fast 30 Jahren Demokratie landesweit zahlreiche vorwiegend 
private Ausstellungen und Gedenkfeiern gewidmet. Und selbst die sozialistische 
Regierung ließ sich -  gegen heftige Angriffe von rechts -  zu einer schüchternen 
Rehabilitierung der Zweiten Republik als “wichtigste demokratische Erfahrung” 
und “unmittelbarsten Vorläufer” der gegenwärtigen Demokratie hinreißen.21 Wäh­
rend die Sozialisten hiermit jedoch eher zur historischen Aufklärung über eine 
Schlüsselepoche der jüngeren Geschichte beitragen wollten, ging es vielen privaten 
Initiativen vor allem um unkritische Verklärung und die politische Absicht, die par­
lamentarische Monarchie der Gegenwart zu delegitimieren.

21 ABC  v o m  2 3 .6 .2 0 0 6 .
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Blickt man auf die Umfrageergebnisse zur Präferenz der Staatsform, so zeigt 
sich jedoch, dass kaum ein Viertel der spanischen Bevölkerung die Republik der 
Bourbonenmonarchie vorzieht. Zerlegt man die Ergebnisse allerdings nach der 
Altersstruktur der Befragten, so ergibt sich mit sinkendem Alter eine signifikant 
wachsende Präferenz für die Republik, die im Jahr 2005 bei der jüngsten Alters­
gruppe, den 18- bis 25-Jährigen, immerhin bei beachtlichen 38% lag.22 Fuß gefasst 
hat dieser neue Republikanismus daher auch längst in der Politik. So offenbart etwa 
die Kommunistische Partei, der Mehrheitsträger des Parteienbündnisses Izquierda 
Unida, seit einiger Zeit deutliche Anzeichen, sich von der einst mit großer Mehrheit 
akzeptierten Monarchie zu distanzieren. Die 8., auf dem 17. Parteikongress des Par­
tido Comunista im Juni 2005 verabschiedete “politische These” etwa reklamierte in 
diesem Sinn “die Erinnerung [der Opfer des Franquismus] und die Rehabilitierung 
all ihrer verletzten Rechte” als eine der notwendigen Bedingungen, “um den 
Zustand einer von oben bewilligten Demokratie vollständig zu überwinden” .23

4. Vergangenheitspolitik im Spiegel nationaler Identitätskonflikte

Zur politischen Instrumentalisierung der Vergangenheitsarbeit bekennt sich neben 
den spanischen Kommunisten auch die linkskatalanistische Esquerra Republicana 
(ERC), die als politische Größe in Katalonien zwar lange Zeit ein Randdasein fristen 
musste, seit 2003 aber zum Juniorpartner in der dortigen Regionalregierung avan­
cieren konnte. Die jüngsten linkskatalanischen Versuche, die Legitimität der spani­
schen Monarchie anzugreifen, tragen dabei eine eigene katalanistische Färbung, die 
auf die zweite klassische Konfliktlinie spanischer Politik verweist: den Zentrum- 
Peripherie-Gegensatz. Als ob der Bürgerkrieg keine innerkatalanischen Wurzeln 
gehabt hätte, forderten Vertreter der Esquerra mit Blick auf den 1940 vom Franco- 
Regime standrechtlich erschossenen Regionalpräsidenten Lluis Companys im Jahr 
2004 eine Entschuldigung von der Zentralregierung. Und bald darauf wiederholte 
die Partei ihre Forderung, wenngleich es diesmal der spanische König sein sollte, 
der aufgrund seiner Rolle “als Verbindung zwischen der Diktatur und dem demo­
kratischen Staat” um Entschuldigung bitten sollte.24

2 2  V g l. d ie  U m fra g e e rg e b n is s e  in  El Mundo v o m  2 0 .1 1 .2 0 0 5 .

23  V g l. h ie rz u  d ie  “p o li t is c h e n  T h e s e n ”  d e s  X V II . P a r te ik o n g re s s e s  d e s  P C E , in : < h ttp ://w w w .p c e .e s /  

p c e i p l .p h p ? id = 5 1 2 >  (1 0 .8 .2 0 0 7 ) .

2 4  A ls  p ro m in e n te s te s  M itg l ie d  d e r  Esquerra Republicana u n d  le tz te r  P rä s id e n t d e r  re p u b lik a n isc h e n  
Generalität w a r  L lu is  C o m p a n y s  n a c h  d e r  m ilitä r isc h e n  N ie d e rla g e  z u n ä c h s t n a c h  F ra n k re ic h  g e f lü c h ­
te t u n d  d o rt b a ld  d a ra u f  d e r  G es ta p o  in  d ie  H ä n d e  g e fa llen . D ie se  lie fe r te  ih n  u m g e h e n d  an  d ie  f ran q u is-  
tisc h e  R e g ie ru n g  aus, d ie  ih n  w e n ig  s p ä te r  z u m  T o d e  v e ru r te ile n  ließ . V o lls tre ck t w u rd e  d as  U rte il am
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Sieht man einmal von der kalkulierten Provokation ab, die mit derlei Aussagen 
intendiert war, so ist die vergangenheitspolitische Haltung der Esquerra keineswegs 
untypisch für jene Regionen, die wie das Baskenland und Katalonien traditionell ein 
gespanntes Verhältnis zum politischen Zentrum in Madrid unterhalten. Die Ursa­
chen für solcherlei Wahmehmungsdifferenzen sind jedoch vielfältig und reichen 
zum Teil bis in die Phase der Zweiten Republik und den Bürgerkrieg selbst zurück. 
Für beide Regionen hatte sich zu dieser Zeit der langgehegte Traum regionaler Auto­
nomie erfüllt -  für die Katalanen bereits 1932, für die Basken unmittelbar nach 
Kriegsausbruch im Herbst 1936. Der Sieg der aufständischen Militärs machte das 
Erreichte jedoch schon bald zunichte, weshalb die Kapitulation der Republik gar als 
doppelte Demütigung empfunden werden musste. A uf der Hand liegt zudem, dass 
die kulturelle Repression des franquistischen Einheitsstaates dort besonders 
schmerzlich empfunden wurde, wo nicht nur abweichende politische Einstellungen, 
sondern auch der Gebrauch einer Regionalsprache und somit die kulturelle Anders­
artigkeit schlechthin verfolgt wurden.

Anders als im übrigen Spanien wurde der Franquismus in Katalonien und im 
Baskenland zumindest langfristig nicht nur auf Seiten der Linken, sondern auch in 
weiten Teilen des nationalistisch geprägten bürgerlichen Lagers als Unterdrückungs­
regime empfunden. Die kulturelle Repression der Diktatur führte in den 50er und 
60er Jahren so zur Entstehung eines klassenübergreifenden Antifranquismus, dessen 
gemeinsamer Nenner die Verteidigung der jeweiligen Regionalkultur und die 
Wiedergewinnung der politischen Autonomie darstellte. Zwar sind beide Ziele durch 
die Errichtung des Autonomiestaates seit Ende der 70er Jahre längst erreicht worden; 
die franquistische bzw. antifranquistische Erfahrung aber hat tiefe Spuren in der poli­
tischen Kultur beider Regionen hinterlassen. Und besonders im Fall Kataloniens hat 
die jüngste Ablösung der christdemokratischen Convergência i Unió durch eine linke 
Dreierkoalition (tripartil) unter Beteiligung der bereits erwähnten Esquerra derlei 
Argumenten zusätzlichen Auftrieb gegeben. Gestärkt durch das beste Wahlergebnis 
seit der Transition, griff die Esquerra ihre alte Forderung nach einer juristischen 
Rehabilitierung von Präsident Lluis Companys wieder auf und trat so neben den Bür­
gerinitiativen als eine weitere pressure group der Zentralregierung gegenüber. Ein 
erstes Ergebnis dieser Bestrebungen war, dass die Vizeregierungschefin Maria Tere­

15. O k to b e r  1940 in  d e r  b e rü c h tig te n  F e s tu n g sa n la g e  v o n  M ontju i'c . ln  d en  8 0 e r  Jah ren  b a u te  d ie  S tad t 
B a rc e lo n a  e in e n  in  d e r  N ä h e  b e f in d lic h e n  S te in b ru ch , d e r  d e m  F ra n c o -R e g im e  a ls  M a sse n g ra b  g ed ien t 
h a tte , z u  e in e m  ö ffe n tlic h e n  F r ie d h o f  u m  u n d  ließ  in d e ssen  Z e n tru m  e in  M a u so le u m  fü r d ie  s te rb lich en  
Ü b e rre s te  v o n  C o m p a n y s  e rrich ten . S e it d e r  T ra n s itio n  le g en  d ie  P rä s id e n te n  d e r  Generalität d o r t a ll­
jä h r lic h  a m  15. O k to b e r  e in en  K ra n z  zu  E h re n  d es  so g e n a n n te n  M ä rty re r-P rä s id e n te n  n ieder. Z u r 
E rin n e ru n g s k u ltu r  in  K a ta lo n ie n  v g l. B rin k m a n n  200 7 .
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sa Fernández de la Vega am 15. Oktober 2004 als erste Vertreterin der Zentralregie­
rung am offiziellen Companys-Gedenken in dem Fossar de la Pedrera teilnahm und 
bei dieser Gelegenheit versprach, eine “vollständige juristische Rehabilitierung” des 
Ermordeten in die Wege zu leiten.25

Für die Esquerra bildet die Rehabilitierungsfrage allerdings nur einen Baustein in 
einem weitaus radikaleren Gesamtprogramm, das letztlich auf die Infragestellung der 
spanischen Monarchie und eine offene nationalistische Konfrontation mit Madrid 
abzielt. Dieser Radikalisierung des nationalistischen Diskurses in Katalonien ent­
spricht die lautstarke Renaissance eines spanischen Nationalismus, der nach Jahren 
der Diskreditierung durch die franquistische Erfahrung spätestens mit dem Wahlsieg 
von 1996 von konservativer Seite nach und nach wieder salonfähig gemacht wurde. 
Zu einem regelrechten clash o f  nationalisms kam es dabei vor kurzem im Streit um 
die sogenannten “Papiere von Salamanca”, einen Aktenbestand katalanischer Prove­
nienz, der sich gemeinsam mit anderen Dokumenten von Parteien und Institutionen 
der Zweiten Republik der 30er Jahre seit Kriegsende im Besitz des Bürgerkriegsar­
chivs von Salamanca befand. Die ursprüngliche Aufgabe dieses Archivs war es, 
Informationen über die besiegten Gegner zu sammeln, um so die politischen Säube­
rungen der Nachkriegszeit zu systematisieren. Das Archiv war somit ursprünglich ein 
Instrument der franquistischen Repression, wandelte sich während der Transition 
dann aber zur landesweit wichtigsten Forschungsstelle über die Geschichte des Bür­
gerkriegs. Da der Archivbestand auch Dokumente enthielt, die die Existenz der kata­
lanischen Autonomie der 30er Jahre dokumentieren, hatte die Regionalregierang 
bereits Ende der 70er Jahre den Wunsch auf Rückgabe geäußert. Eine erste Abma­
chung von 1983 sah vor, den Katalanen Kopien zur Verfügung zu stellen. Die schlep­
pende Umsetzung der Abmachung veranlasste die sozialistische Zentralregierang 
nach einer Beschwerde aus Barcelona dann, 1995 die Rückgabe aller Originaldoku­
mente zu beschließen. Mit dem Wahlsieg der Konservativen ein Jahr später verscho­
ben sich die regionalpolitischen Sympathien der Madrider Regierung jedoch zuguns­
ten der ebenfalls konservativ regierten Region Kastilien-León, woraufhin die Ent­
scheidung der Vorgängerregierang wieder rückgängig gemacht wurde.

Den Fortgang der bizarren Fehde bestimmte nicht nur der neuerliche Regierungs­
wechsel von 2004, sondern auch die große Protestbereitschaft in beiden Regionen. In 
Katalonien mobilisierte die sogenannte “Kommission der Würde” (Comissió de la 
Dignität) die Massen, woraufhin die Regierung Zapatero erneut unabhängige Exper­
ten zu Rate zog. Diese stimmten schließlich mit klarer Mehrheit für die Rückgabe, was

25  El País v o m  1 6 .1 0 .2 0 0 4 .
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in Kastilien-León zu hysterischer Empörung führte. Während der Bürgermeister der 
vom Partido Popular regierten Stadt Salamanca im Frühjahr 2005 den Ombudsmann 
(.Defensor deI Pueblo) und dann sogar die UNESCO um Hilfe anrief, versuchte die 
konservative Regionalregierung, die zum staatlichen Kulturbesitz zählenden Archiva­
lien per Gesetz buchstäblich einzumauem. Den Höhepunkt der kollektiven Erregung 
bildete eine weitere Protestdemonstration in der 160.000-Einwohner-Stadt Salaman­
ca, die im Juni 2005 unter der Führung der Volkspartei mehr als 80.000 Demonstran­
ten auf die Straße brachte. Das offizielle Motto lautete dabei nicht etwa “Für die Ein­
heit des Archivs”, sondern nur “Für die Einheit”, und zahllose Transparente mit der 
Aufschrift “Spanien und Archiv = Einheit” ließen keinen Zweifel daran, dass die Initi­
atoren hier exemplarisch auch eine prinzipielle Haltung gegenüber Katalonien zum 
Ausdruck bringen wollten.26

Diese völlig unverhältnismäßige symbolische Aufladung einer Forschungsstelle, 
von deren Existenz viele Demonstranten vermutlich erst kurz zuvor erfahren hatten, 
provoziert geradezu zum Widerspruch. Denn von der Entstehungsgeschichte des 
Archivs aus betrachtet, lässt dessen Assoziation mit der nationalen Einheit Spaniens 
nur die Deutung zu, dass hier das autoritäre und exklusiv kastilische Spanien Fran­
cos gemeint sein konnte. Die gewaltige Protestbereitschaft in Salamanca ist nicht zu 
verstehen ohne den Verweis auf die fast parallel zu den Rückgabeverhandlungen 
laufende politische Debatte um ein neues katalanisches Autonomiestatut. Noch im 
Wahlkampf 2003 hatte Zapatero in Barcelona seine politische Unterstützung für 
eine Reform der katalanischen Autonomie in Aussicht gestellt. Der vom tripartit 
dann im September 2005 vorgelegte Entwurf enthielt jedoch mehrere Passagen, 
deren Konformität mit der spanischen Verfassung in Zweifel stand. Die Folge war 
nicht nur eine langwierige und konfliktreiche Parlamentsdebatte, sondern auch eine 
wesentlich vom Partido Popular betriebene, landesweite antikatalanistische Mobi­
lisierung, in die sich auch der Streit um die “Papiere von Salamanca” glänzend ein­
fügte. Letzterer endete jedoch lange vor dem Abschluss der Statutsdebatte mit einem 
entsprechenden Rückgabegesetz, das im September 2005 schließlich vom spani­
schen Parlament verabschiedet wurde.27 Erst ein halbes Jahr später endete dann die 
parlamentarische Debatte um den Statutsentwurf, der schließlich im März 2006

2 6  El País v o m  1 2 .6 .2 0 0 5 .

27  D ie  R ü c k fü h ru n g  d e r  k a ta la n is c h e n  A k te n b e s tä n d e  w u rd e  2 0 0 7  e n d g ü ltig  a b g e sc h lo s se n . Ä h n lic h  
b e g rü n d e te  A n sp rü c h e  a n d e re r  R e g io n e n  h a t te  d ie  K u ltu rm in is te r in  C a rm e n  C a lv o  ü b r ig e n s  a u s ­
d rü c k lic h  z u rü c k g e w ie s e n . D ie  k a ta la n is c h e  A u sn a h m e  b e g rü n d e te  s ie  m it d e r  b e s o n d e re n  Q u a li tä t  
d e r  D o k u m e n te , d ie  u .a . d ie  s in g u lä re  E x is te n z  K a ta lo n ie n s  a ls  h is to r isc h e  A u to n o m ie  b e z e u g e n . 

V g l. El País v o m  1 6 .9 .2 0 0 5 .
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gegen die Stimmen des Partido Popular den Kongress passieren sollte. Höchst 
unzufrieden mit dem Endergebnis war bei dieser Gelegenheit die Esquerra, die 
ihren Protest mit Stimmenthaltung im Parlament zum Ausdruck brachte. Als die Par­
teiführung der Linksrepublikaner ihren Wählern mit Blick auf die Volksabstimmung 
in Katalonien im Juni 2006 dann auch noch ein ablehnendes Votum nahelegte, kam 
es zum politischen Eklat, der wenig später im Bruch des tripartit endete.

Die katalanischen Neuwahlen Ende 2006 führten wider Erwarten nicht zu einer 
“großen Koalition” zwischen Sozialisten und gemäßigten Nationalisten, sondern zu 
einer Neuauflage des tripartit, der unter der Führung des Sozialisten José Montilla 
rasch auch den Druck in Sachen Vergangenheitspolitik wieder erhöhte. So bestand 
eine der ersten Maßnahmen der neuen Generalität in der Wiederaufnahme des bereits 
zwei Jahre zuvor vorgestellten Projekts einer historischen Mahn- und Erinnerungs­
stätte zur jüngeren Geschichte. Aufgabe dieses sogenannten Memorial Democràtic 
sei -  nach den Worten von Joan Saura, dem Präsidenten der Ökosozialisten und 
zuständigen conseller -  die Darstellung und Verbreitung der katalanischen Zeitge­
schichte seit der Zweiten Republik unter besonderer Berücksichtigung der franquisti- 
schen Repression und des Kampfes für die demokratischen Freiheiten. Wenig später 
kündigte die Generalität außerdem an, einen Gesetzentwurf für die Öffnung der ins­
gesamt 150 in Katalonien identifizierten Massengräber der Bürgerkriegszeit vorzu­
bereiten.28 Die Initiative stützte sich auf einen Artikel im neuen Autonomiestatut, das 
der Generalität erlaubt, “alle Bürger, die aufgrund der Verteidigung der Demokratie 
und der Autonomieregierung von Katalonien verfolgt wurden”, zu rehabilitieren. 
Zugleich sollten diese Vorstöße offenbar den Druck auf das Madrider Parlament 
erhöhen, um so den stagnierenden Beratungen über das von der sozialistischen 
Regierung geplante Entschädigungsgesetz einen neuen Impuls zu verleihen.

Kritik an diesen Plänen kam diesmal nicht nur von Seiten der spanischen Rech­
ten, sondern auch aus den Reihen der bürgerlichen Convergência i Unió. Anders als 
der Partido Popular verweigerten sich die katalanischen Konservativen zwar nicht 
grundsätzlich, äußerten jedoch Zweifel an der politischen Ausgewogenheit des 
künftigen Memorial Democràtic. So sorgte man sich im bürgerlichen Lager wohl 
nicht zu Unrecht um die Vergesslichkeit des tripartit hinsichtlich der Opfer der revo­
lutionären Gewalt und der stalinistischen Säuberungen im innerkatalanischen 
Machtkampf während des Krieges. Und für Unverständnis hatte außerdem die Wei­

2 8  G e s c h ä tz t  w ird , d a ss  in  d e n  150 a n o n y m e n  M a s se n g rä b e rn  in  K a ta lo n ie n  ru n d  9 .0 0 0  P e rs o n e n  b e e r­
d ig t s in d . D ie  g ro ß e  M e h rh e i t  d ie s e r  T o ten  w a re n  S o ld a te n , d ie  be i d e r  E ro b e ru n g  K a ta lo n ie n s  v o m  
H e rb s t 1938 b is  z u m  F e b ru a r  1939  u m s  L e b e n  k a m e n . R u n d  d ie  H ä lf te  d e r  G rä b e r  b e f in d e t s ich  
d a h e r  a u f  F r ie d h ö fe n . V g l. El Periódico v o m  1 8 .3 .2 0 0 7 .
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gerung der Linken gesorgt, den Christdemokraten Manuel Carrasco i Formiguera29 
als Opfer des Franquismus anzuerkennen.30 Anfang Juni 2007 beschloss die Koali­
tionsregierung dann jedoch einige Änderungen, die darauf abzielten, unter Beibe­
haltung einer klaren ethischen Differenzierung zwischen beiden Kriegslagem auch 
die Opfer politischer Gewalt in der “republikanischen Etappe” mit zu berücksichti­
gen. Darüber hinaus sieht der Entwurf nun vor, das Leitungsgremium des künftigen 
Memorial Democràtic nicht der Generalität, sondern dem katalanischen Parlament 
zu unterstellen, um so dessen politische Unabhängigkeit zu gewährleisten. Mit die­
sen Modifikationen hat der tripartit die beiden Kernforderungen der bürgerlichen 
Katalanisten erfüllt und sich -  wie es der Abgeordnete der Ökosozialisten Jaume 
Bosch formulierte -  schließlich der Herausforderung gestellt, deutlicher als je  zuvor 
“die Geschichte in ihrer Gesamtheit anzunehmen”.31

5. Vergangenheitspolitik ohne Konsens: der schwierige W eg zum  
“Erinnerungsgesetz”

Die katalanische Kompromissbereitschaft in Sachen Vergangenheitspolitik sucht 
man auf nationaler Ebene vergeblich. Stattdessen sahen sich die regierenden Sozia­
listen nach der Präsentation ihres Gesetzentwurfs im Juli 2006 einer doppelten 
Widerstandsfront gegenüber. Fast unbemerkt in dem Gewitter der kritischen Stim­
men blieben indes die relativ moderaten Beurteilungen des Entwurfs seitens der 
gemäßigten baskischen und katalanischen Nationalisten. Anders als die spanischen 
Konservativen kündigten diese an, bei der ersten Parlamentsabstimmung lediglich 
partielle Änderungsanträge einzubringen und so die Weiterbehandlung des Gesetz­
entwurfs sicherzustellen.32 Am 14. Dezember 2006, fast ein halbes Jahr später, konn­
te der Entwurf dann seine erste parlamentarische Hürde nehmen, während die 
Gegenanträge des Partido Popular und der Esquerra gleichermaßen scheiterten.

2 9  M a n u e l C a rra s c o  i F o rm ig u e ra  w a r  e in  fü h re n d e s  M itg l ie d  d e r  Unió Democrática de Catalunya, 
e in e r  k le in e n  c h r is t l ic h -k a ta la n is tis c h e n  P a rte i, d ie  p o li t is c h  z w is c h e n  d e r  r e p u b lik a n is c h - la iz is ti­
sc h e n  Esquerra Republicana u n d  d e r  g ro ß b ü rg e r lic h -k o n s e rv a t iv e n  Lliga Catalana s tan d . B e i A u s ­
b ru c h  d e s  K r ie g e s  h ie lt  d ie  Unió Democrática lo y a l z u r  R e p u b lik , w u rd e  je d o c h  z u  e in e m  Z ie l d es  
g e w a lttä t ig e n  A n tik le r ik a lis m u s  d e r  A n a rc h o s y n d ik a l is te n . U m  C a rra s c o  z u  s c h ü tz e n , s c h ic k te  d ie  
k a ta la n is c h e  R e g ie ru n g  ih n  a ls  H a n d e ls v e r t r e te r  in s  B a sk e n la n d . A u f  d e r  F a h rt d o r th in  f ie l C a rra sc o  
d e n  “N a tio n a le n ”  in  d ie  H ä n d e  u n d  w u rd e  s c h lie ß lic h  im  F rü h ja h r  1938  u n d  g e g e n  d e n  E in sp ru c h  d es  
V a tik a n s  h in g e r ic h te t. D ie  Unió Democrática e x is t ie r t  b is  h e u te  a ls  J u n io rp a r tn e r  d e s  P a r te ie n b ü n d ­

n is s e s  Convergência i Unió. V g l. R a g u e r  1978.

30  Z u r  K ritik  an  d en  u r s p rü n g lic h e n  P lä n e n  d e s  tripartit v g l. d e n  K o m m e n ta r  v o n  Jo rd i P u jo l in  La Van­
guardia v o m  1 4 .1 2 .2 0 0 6 .

31 El País v o m  8 .6 .2 0 0 7 ; Europa Press v o m  2 8 .4 .2 0 0 7 ; <www.terra.es> v o m  2 0 .3 .2 0 0 7 .

3 2  Avui v o m  2 9 .7 .2 0 0 6 .
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Definitiv fest stand damit aber auch, dass als Verhandlungspartner der Regierung 
nur das Linksbündnis und die bürgerlichen Nationalisten blieben. Und besonders 
letztere erhöhten jetzt ihren Preis und verlangten im Einklang mit Izquierda Unida 
unter anderem die Annullierung der franquistischen Standgerichtsurteile.33 Die hart­
näckige Weigerung der Regierung, in dieser Frage nachzugeben, führte seit Jahres­
beginn 2007 zu einer Verhandlungsblockade. Im April wurde die Öffentlichkeit 
dann von der Nachricht überrascht, dass Sozialisten und Linksbündnis ein Verhand­
lungsdurchbruch gelungen sei. Die Kompromissformel sah vor, die Standgerichts­
urteile per Gesetz für “illegitim” zu erklären, um einerseits eine generelle Annullie­
rung zu umgehen, andererseits aber dennoch den Weg für Verfahrensrevisionen in 
konkreten Einzelfällen zu öffnen und so die immer wieder von Familienangehörigen 
erhobene Forderung nach juristischer Rehabilitierung zu befriedigen.34

Um aber auch die erforderliche Unterstützung seitens der baskischen und katalani­
schen Nationalisten zu gewinnen, wurden an einigen Stellen des Gesetzentwurfs wei­
tere Zugeständnisse nötig. Besonders die christdemokratische Convergência i Unió 
forderte im Sinne des historischen Ausgleichs einen klaren Hinweis auf die antikleri­
kale Gewalt auf Seiten der Republik, während die baskischen Nationalisten ihre 
Zustimmung außerdem von der Rückgabe der baskischen “Papiere von Salamanca” 
nach dem Vorbild Kataloniens abhängig machten.35 Nachdem auch die Sommermona­
te ohne jeden Verhandlungsfortschritt verstrichen waren, begann die Zeit für das Repa­
rationsgesetz angesichts des absehbaren Endes der Legislaturperiode im Dezember 
allmählich knapp zu werden. Und so wuchs noch einmal der Druck von Seiten der 
Zivilgesellschaft, die sich in Fonn von Manifesten und Aufrufen an die Politik wand­
te.36 Was folgte, waren intensive Verhandlungen gegen die Uhr, die Ende September 
laut Zeitungsberichten aufgrund mangelnder Einigungsmöglichkeiten kurz vor dem 
Aus zu stehen schienen. Vermutlich war es schließlich aber doch die Einsicht, dass ein 
Scheitern in einer derart symbolträchtigen Angelegenheit wenige Monate vor den Par­
lamentswahlen im März 2008 allen Beteiligten schlecht zu Gesicht stehen würde.

33  V g l. El País v o m  1 3 .1 2 .2 0 0 6 .

3 4  V g l. El País v o m  1 9 .4 .2 0 0 7 .

35 Ä h n lic h  w ie  im  F a ll d e r  k a ta la n is c h e n  Generalität d e r  3 0 e r  J a h re  u m fa s s t  d e r  A k te n b e s ta n d  v o n
S a la m a n c a  a u c h  z e n tra le  D o k u m e n te  d e r  b a s k is c h e n  A u to n o m ie , d e re n  R ü c k g a b e  d ie  R e g ie ru n g
a b e r  b e re i ts  b e i A b sc h lu s s  d e r  V e rh a n d lu n g e n  m it K a ta lo n ie n  d e f in it iv  a u s g e s c h lo ss e n  h a tte , u m  e in e  
w e ite re  A u f lö s u n g  d es  B ü rg e rk r ie g sa rc h iv s  v o n  S a la m a n c a  z u  v e rh in d e rn .

3 6  A m  2 0 . S e p te m b e r  p rä s e n t ie r te n  V e rtre te r  d e r  B ü rg e r in it ia tiv e n  u n d  n a m h a f te  In te lle k tu e lle  -  d a ru n ­
te r  d ie  S c h r if ts te lle r in  A lm u d e n a  G ra n d e s  u n d  d e r  b r it is c h e  H is to r ik e r  P a u l P re s to n  -  e in  g e m e in s a ­
m e s  M a n ife s t  m i t  5 0 0  U n te rs c h r if te n , d a s  d ie  R e g ie ru n g  z u r  ra s c h e n  V e ra b s c h ie d u n g  d e s  G e s e tz e n t­

w u rfs  d rä n g te . V g l. El País v o m  3 1 .8 . u n d  2 1 .9 .2 0 0 7 .
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Davon abgesehen eröffnete der Abstimmungsmodus dieses Gesetzes, das im Parla­
ment Artikel für Artikel beschlossen werden musste, einen gewissen Spielraum für die 
Partner der Regierang, in bestimmten Sachfragen ihre Ablehnung zum Ausdruck zu 
bringen.

Nach einem weiteren Verhandlungsmarathon um kleinere Teilaspekte stand 
dann am Ende der ersten Oktoberwoche definitiv fest, dass das Gesetz mit der 
Zustimmung des Linksbündnisses und der bürgerlichen Nationalisten eine ausrei­
chende Mehrheit finden würde, der sich zudem drei weitere Kleinstparteien 
anschließen wollten. Für eine kleine Überraschung sorgte die Vorabstimmung des 
Gesetzentwurfs in der Verfassungskommission am 17. Oktober, bei der der Partido 
Popular unter Beibehaltung seiner grundsätzlichen Ablehnung immerhin zwei Arti­
kel des Gesetzes unterstützte. Diese betrafen einerseits die Erweiterung von Repa­
rationsleistungen für die Repressionsopfer, sowie andererseits die Entpolitisierung 
von Francos Mausoleum im Valle de los Caldos?1 Vollständig in der Opposition 
blieb dagegen die Esquerra, die in der entscheidenden parlamentarischen Abstim­
mung am 31. Oktober alle Artikel des Gesetzes mit Gegenstimmen bedachte und 
seither nicht müde wurde, von “Betrug” zu sprechen. Damit fanden sich die katala­
nischen Linksrepublikaner in guter Gesellschaft mit einem beträchtlichen Teil der 
Bürgerinitiativen und Menschenrechtsorganisationen, die wie Amnesty Internatio­
nal allenfalls eine graduelle Verbesserung in der Berücksichtigung der Opferrechte 
erkennen konnten.38 Tatsache allerdings ist, dass viele der Kritiker des Gesetzes 
letztlich zu dessen größten Nutznießern zählen werden. Und fest steht ebenfalls, 
dass die wichtigsten Anliegen der Bürgerinitiativen in beträchtlichem Umfang 
berücksichtigt wurden: So wird die franquistische Diktatur erstmals offiziell als 
Unrechtsregime verurteilt; die Reparationsleistungen werden auf alle bislang nicht 
berücksichtigten Opfergruppen, darunter auch Homosexuelle, ausgedehnt; der 
Zugang zu den Archiven, die die franquistische Repression dokumentieren, wird 
erleichtert; der Staat verpflichtet sich, die Exhumierung von “Kriegsverschwunde­
nen” aktiv zu unterstützen; alle Herrschaftszeichen des Franquismus müssen von 
öffentlichen Gebäuden entfernt werden; das Bürgerkriegsarchiv von Salamanca 
wird um ein öffentliches Dokumentationszentrum erweitert; das Valle de los Caldos

37  D e r  u r s p rü n g lic h e  P la n  d e r  R e g ie ru n g , d a s  Valle de los Caídos in  e in  z e itg e s c h ic h tl ic h e s  D o k u m e n ­
ta tio n s z e n tru m  z u  v e rw a n d e ln , h a t te  d en  F o r tb e s ta n d  d e r  d o r tig e n  B e n e d ik tin e ra b te i b e d ro h t, d ie  v o n  
A n fa n g  an  a ls  H ü te r  d e r  A n la g e  fu n g ie r t  h a tte . A u f  In te rv e n tio n  d e r  c h r is td e m o k ra t is c h e n  Conver­
gência i Unió lie ß e n  d ie  S o z ia lis te n  d ie se n  P la n  je d o c h  fa l le n  u n d  b e s c h rä n k te n  s ic h  a u f  d a s  V erb o t 
v o n  p o li t is c h e n  K u n d g e b u n g e n , w a s  o f fe n b a r  au c h  d e r  Partido Popular fü r  z u s tim m u n g s w ü rd ig  
h ie lt. V g l. El País v o m  8. u n d  1 8 .1 0 .2 0 0 7  s o w ie  L a  Vanguardia v o m  1 8 .1 0 .2 0 0 7 .

38  V g l. El País v o m  1 9 .1 0 .2 0 0 7 .
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wird für politische Kundgebungen gesperrt; und die berüchtigten Standgerichtsur­
teile können künftig vor den zuständigen Gerichten angefochten werden.39 In der 
Summe besteht somit kein Zweifel daran, dass das sogenannte Erinnerungsgesetz 
einen ernsthaften Paradigmenwechsel im offiziellen Umgang mit der jüngsten Ver­
gangenheit darstellt. Die Ergebnisse der Parlamentswahlen vom März 2008 stellen 
zudem eine baldige Umsetzung aller mit dem Gesetz beschlossenen Maßnahmen 
sicher. Abzuwarten bleibt dagegen, inwieweit diese vergangenheitspolitische Wen­
de auch das bisweilen widersprüchliche Meinungsbild innerhalb der spanischen 
Gesellschaft verändern wird.
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